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Transformationsforschung als Paradigmentest

von Helmut Wiesenthal, Berlin

Die Unwahrscheinlichkeit holistischer Reformen

Für die Sozialwissenschaften bilden die Fälle der System-
transformation nach dem Ende des Sozialismus einen au-
ßerordentlich attraktiven Untersuchungsgegenstand, dem
sich zahlreiche Forscher und Institute mit großem Enga-
gement zuwendeten. Beobachten wir doch den historisch
beispiellosen Vorgang absichtsvoller Gesellschaftstrans-
formationen, die der Marxschen Vorstellung einer kom-
pletten Systemsubstitution (seinerzeit: des Kapitalismus
durch den Sozialismus) zumindest dem Anspruch nach
entsprechen.

Projekte dieser Größenordnung stehen in krassem Wi-
derspruch zu allem, was in Sozialtheorie und Sozialwis-
senschaften in Bezug auf umfassende Gesellschafts-
reformen als state of the art gilt. Die Reformstaaten Ost-
europas haben mit dem Umbau ihrer sozialen, politischen
und wirtschaftlichen Ordnung ein Vorhaben in Angriff ge-
nommen, für das es bis 1990 weder Vorbilder noch wis-
senschaftlichen Kredit gab. Im Gegenteil: Gemeingut
nahezu aller Zweige der Sozialwissenschaften war und
ist eine Art Negativparadigma der Unmöglichkeit holi-
stischer Reformen. Dessen erkenntnistheoretische Grund-
lagen waren bereits in den 60er Jahren dieses Jahrhun-
derts komplett.

Das Paradigma der Unmöglichkeit holistischer Refor-
men bildete sich im Schnittfeld von Public Policy-Ana-
lysen, empirischer Entscheidungs- und Implementations-
forschung sowie der Debatte über die �Unregierbarkeit�
moderner Staaten. Der erkenntnis- und sozialtheoretische
Rahmen ist durch den kritischen Rationalismus Karl
Poppers und die soziologische Systemtheorie Niklas
Luhmanns abgesteckt. Die Quintessenz der theoretischen
und empirischen Befunde, die es nahelegen, von einem
�Unmöglichkeitstheorem holistischer Politik� zu spre-
chen, findet prägnanten Ausdruck in so bekannten Flos-
keln wie �the science of muddling through� (Charles
Lindblom), dem �garbage can model of decision-making�
(James March und Johan P. Olsen), der Angewiesenheit
auf �piecemeal technology� (Karl Popper), der �Utopie
der Nulloption� (Claus Offe) oder der �Tragik der toten
Hände� (Niklas Luhmann). Die (mutmaßlichen) Ursachen
eines notwendigen Scheiterns umfassender System-
reformen sind in quasi-axiomatischen Feststellungen for-
muliert worden. Diese gelten (1) den engen Grenzen in-
dividueller Informations- und Entscheidungsrationalität
(Stichwort bounded rationality), (2) den besonderen
Rationalitätsproblemen korporativer Akteure (Stichwort
collective action dilemma), (3) der Problematik kollek-
tiver Entscheidungen (Stichwort social choice) und (4)
der Unmöglichkeit der Konstruktion eines gleicherma-
ßen inklusiven wie instruktiven Konzepts der System-
rationalität.

Werden die Implikationen dieses Defizitkatalogs schon
für konsolidierte Demokratien als gravierend einge-
schätzt, so nehmen sie noch größere Dimensionen an,
sobald die besonderen Bedingungen des Transitionsstarts
im Sozialismus ins Spiel kommen. Immerhin sind diese
nicht nur von enormen Ressourcenproblemen, sondern
auch von starken Eigeninteressen vieler Politiker, dem
Wertepluralismus der politischen Eliten und erheblichen
Weltbilddifferenzen in der Bevölkerung geprägt.

Die speziellen Probleme der Systemtransformation

Das Scheitern der Transformationsprojekte war um so
mehr zu befürchten, als der Verlauf der Systemtransfor-
mation von den Pfaden abweicht, auf denen einst die kon-
solidierten Demokratien des Westens ihre heutige Ge-
stalt annahmen: entweder durch die nachholende Demo-
kratisierung von Staaten mit bereits etablierter Markt-
wirtschaft und oder im Wege des �freundlichen Oktroy�
durch die Siegermächte des Zweiten Weltkriegs. Dem-
gegenüber zeichnen sich die aktuellen Transforma-
tionsprozesse u.a. durch die folgenden Probleme und Er-
folgshindernisse aus.

1. Das Dilemma der Gleichzeitigkeit

Eine zielgerechte Verkoppelung von Maßnahmen der De-
mokratisierung mit solchen, die der Einführung einer
Marktwirtschaft mit freien Preisen und privaten Wirt-
schaftssubjekten dienen, wurde (v.a. von Jon Elster und
Claus Offe) für extrem unwahrscheinlich gehalten. Viel-
mehr sei mit Reformblockaden und hohen Transak-
tionskosten, wenn nicht gar einer Zielverfehlung zu rech-
nen, wenn demokratische Bürgerrechte und marktwirt-
schaftliche Formen der Einkommensverteilung zur sel-
ben Zeit oder in der Reihenfolge Demokratie � Markt
eingeführt werden. Wegen der �demokratischen� Respon-
sivität des politischen Systems drohe die Vertagung oder
gar die Absetzung von unverzichtbaren Teilen des ökono-
mischen Reformprogramms.

2. Die begrenzte institutionelle �Lernkapazität�
der Gesellschaft

Die simultane Implementation einer Vielzahl von inter-
dependenten Institutionen schien die Adaptionsfähigkeit
der Gesellschaft zu überfordern. Anhaltspunkt einer Über-
forderung sind wiederum Erfahrungen in konsolidierten
Demokratien, wo allenfalls kleine Portionen an institu-
tioneller Innovation möglich sind und selbst bescheide-
ne Reformprojekte an institutioneller Trägheit und den
vested interests zu scheitern drohen. Wegen der in um-
fangreichen Reformplänen unvermeidlich enthaltenen
Fehlannahmen ist das Risiko des Scheiterns aufgrund un-
genügender �Lernfähigkeit� noch als deutlich höher an-
zusehen.
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3. Die Unzulänglichkeit dezisionistischer
Institutionenbildung

Ob und wie neue Institutionen Akzeptanz finden, hängt,
so die These, wesentlich von der Art ihrer Auswahl und
Einführung ab. Soziale Normen und Spielregeln, die er-
kennbar das Resultat einer dezisionistischen Setzung sind,
werden den Schein des künstlich Konstruierten schwer
wieder los. Da man in ihnen ein Resultat politischer Will-
kür sehen kann, leidet ihre Geltung nicht selten unter ei-
nem Überschuß von Kontingenz. Wenn aber die Bürger
annehmen, �das hätte man auch anders und besser regeln
können�, werden neue Institutionen kaum auf genügend
Akzeptanz stoßen.

4. Das kulturelle Voraussetzungsdefizit neuer
Institutionen

Mehrere Kerninstitutionen von Marktwirtschaft und
Wettbewerbsdemokratie bauen auf kollektiven Werten
und individuellen Kompetenzen auf, die in Transitionsge-
sellschaften nicht selbstverständlich gegeben sind, son-
dern sich vielmehr erst im Verlaufe der Reformen aus-
bilden können. Tatsächlich behaupten verschiedene Ab-
handlungen zur politischen Kultur des Postsozialismus
ein Defizit an Bürgertugenden und civic traditions. Die
sog. socialist legacies und Indikatoren �zivilisatorischer
Inkompetenz� (Piotr Sztompka) bezeichnen diesen Man-
gel an einem institutionenadäquaten Kontext.

5. Funktionsdefizite und Effektivitätsmängel
der neuen Institutionen

Gegen nicht wenige der in westeuropäischen Gesellschaf-
ten etablierten Institutionen wurde der Verdacht gravie-
render Effektivitätsmängel erhoben. Verweisen nicht et-
liche von ihnen auf ungelöste Strukturprobleme der In-
stitutionen des �disorganized capitalism� (Claus Offe)?
Der Verdacht trifft insbesondere die Institutionen der
sozialen Sicherung, der Arbeitsmarktpolitik sowie der
staatlichen Wachstums- und Strukturpolitik, deren Funk-
tionsbedingungen sich durch die Zunahme global-
ökonomischer Interdependenzen verschlechtert haben.

6. Die hohen sozialen Kosten der institutionellen
Innovation

Während die institutionellen Reformen, welche die Ent-
wicklung der konsolidierten Demokratien des Westens
begleiteten, kumulative Fortschritte bedeuteten, setzen
die aktuellen Transformationsprozesse eine gewisse Op-
ferbereitschaft der Bevölkerung voraus. Der Aufbau der
neuen institutionellen Ordnung liefert keine unmittelba-
ren Wohlstandsgewinne für �alle�, sondern ist mit indivi-
duellen Risiken und Kosten belastet (was sich in der
U-Kurve der Sozialproduktentwicklung ausdrückt). Aber
angesichts des verbreiteten Wunsches, mit dem Wohl-
standsniveau des �Westens� gleichzuziehen, besteht nur
begrenzte Bereitschaft zur Hinnahme einer längeren
Entsagungsphase.

7. Kontra-intentionale Effekte simultaner
Innovationen

Die gleichzeitige Einführung eines kompetitiven Parteien-
systems und autonomer Interessensverbände zeitigte ein
unerwartetes Ergebnis. Während Parteien von der hohen
Aufmerksamkeit für Wahlen sowie von ihrer gatekeeper-
Funktion für öffentliche Ämter profitieren, mangelte es
den Verbänden nicht nur an Ressourcen und Beteiligungs-
anreizen, sondern auch an Kooperationsbereitschaft und
Gehör auf seiten der staatlichen Akteure. Gegenüber den
selbstbewußten Parlamenten bleibt die �funktionale�
Interessenvermittlung unterentwickelt; die Möglichkei-
ten einer gewissen Entstaatlichung der gesellschaftlichen
Regulation sind erst einmal gering.

Unerwartete Daten � unbeeindruckte Theorien?

Was ist nach einer Dekade praktischer Transformationen
von dem so solide begründeten Theorem des notwendi-
gen Scheiterns zu halten? Offenkundig nicht sehr viel.
Regelmäßige Zeitungslektüre reicht aus, um sich von der
Inkorrektheit der �systematischen� Skepsis zu überzeu-
gen. Zweifellos sind die Transformationsländer mit ei-
ner Fülle von Problemen, erwartbaren wie unerwarteten,
geschlagen. Doch steht außer Frage, daß sie auch erheb-
liche Erfolge verbuchen. Die Transformationsresultate
bestätigen weder das generelle �Unmöglichkeitstheorem�
holistischer Politik noch das spezielle �Dilemma der
Gleichzeitigkeit�. Vielerorts wurden die Reformen in ei-
ner Weise realisiert, die es erlaubt, die ursprünglichen
Ziele in den bewirkten Ergebnissen wiederzuerkennen.

Angesichts dieses Sachverhalts stellt sich für eine auf
systematische Erklärungen zielende Sozialwissenschaft
die Frage nach der Gültigkeit der Annahmen, die dem
�Unmöglichkeitstheorem� und anderen Hindernisprogno-
sen unterliegen. Antworten sind in zwei Richtungen zu
suchen. Zum einen scheint es notwendig, nach jenen Be-
sonderheiten in den Transformationsbedingungen der
sozialistischen Länder Ausschau zu halten, die von den
theoretischen Annahmen abweichen. Zum anderen wäre
den politischen Entscheidungen nachzuspüren, in denen
die oben erwähnten Hindernisse und Probleme tendenzi-
ell erfolgreich bearbeitet wurden. Immerhin haben die
Sozialwissenschaften Zugang zu einen Fundus empiri-
scher Daten gewonnen, der systematische Untersuchun-
gen zu den Faktoren des Scheiterns respektive Gelingens
komplexer politischer Reformvorhaben zuläßt.

Erstaunlicherweise findet die unerwartete Möglichkeit,
Konstellationen und Faktoren politischen Gelingens zu
studieren, im Mainstream der sozialwissenschaftlichen
Transformationsforschung noch kaum Beachtung. Der
Sachverhalt, daß die Systemtransformation ein ganzes
Bündel sozial- bzw. politikwissenschaftlicher Theorien
in Frage stellt, wurde erst von Außenseitern wahrgenom-
men. Noch besteht der Eindruck, als sei das Verhältnis
von empirischer Wirklichkeit und theoretischer Wissen-
schaft weitaus weniger innig als man es sich anläßlich
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mancher sozialwissenschaftlicher Themenmoden vor-
stellen mochte. Folglich blieb bislang auch die Frage
weitgehend unbeachtet, inwieweit unterschiedliche Re-
sultate der Transformation nicht nur auf ungleiche Aus-
gangs- und Randbedingungen, sondern auch auf Prozeß-
variablen, z.B. die Sequenzialisierung von Maßnahmen,
die Abfolge von Regimetypen bzw. Regierungskoalitio-
nen oder das politische Geschick der Akteure, zurückzu-
führen sind. Heute besteht die Chance, mittels theorie-

orientierter Forschung zu komplexeren Theorien der po-
litischen Steuerung und der Genese institutioneller Ord-
nungen zu gelangen. Darüber hinaus lockt vertieftes Wis-
sen über die Grenzen des �politisch Machbaren� wie über
die Voraussetzungen anspruchsvoller Reformpolitik.

Helmut Wiesenthal ist Univ.-Professor für Soziologie
und Politikwissenschaft an der Humboldt Universität
zu Berlin.

Heute ist die Frage �Osteuropa � wohin?� nicht weni-
ger aktuell, als sie vor zehn Jahren war. Doch ist sie

in anderer Hinsicht aktuell, und zwar aus zwei Gründen.
Erstens, man glaubt heute nicht mehr, daß es um einen
kurzfristigen Wandel Osteuropas geht. Die Zeit der in
der Region ablaufenden Transformationen wird heutzu-
tage anders bestimmt, als die Zeit der am Anfang der
neunziger Jahre erwarteten Transition. Jetzt wissen wir,
daß die Bewältigung vieler Probleme der Transformati-
on noch Jahre und Jahrzehnte in Anspruch nehmen wird.
Zweitens, der Raum der geschichtlichen Ereignisse wird
heute viel differenzierter interpretiert. Osteuropa ist seit
langem keine monolithische Einheit mehr, wie es vielen
noch vor zehn Jahren schien. Am Ende der neunziger Jahre
weiß man, daß Osteuropa so unterschiedliche Gruppen
von Staaten einschließt wie das postsozialistische Mit-
teleuropa und Südosteuropa, die baltischen Staaten oder
auch die anderen europäischen Teile der früheren Sowjet-
union. Im Rahmen dieser Gruppen hat jede Gesellschaft
wiederum ein eigenes, ausgeprägtes Profil entwickelt.

Von einer anderen Seite her gesehen, ist man heute sehr
darum bemüht, die Stellung Osteuropas in der aktuellen
Globalisierung genauer zu bestimmen. Das Thema selbst
war Anfang der neunziger Jahre bekannt. Viele Begriffe
und Herangehensweisen in der Diskussion um die Globa-
lisierung sind aber erst in den letzten Jahren eingeführt
und intensiv verwendet worden.

Diese neue raum-zeitliche Bestimmung der Prozesse in
Osteuropa wirft schwierige Fragen an die Sozialwissen-
schaften auf, weil im Laufe der Transformation viele Er-
kenntnislücken offensichtlich geworden sind. Die mei-
sten von ihnen sind durch praktische Herausforderungen
hervorgerufen worden, da nach der Wiedervereinigung
Deutschlands, nach dem Zerfall der Sowjetunion und den
Kriegen in Jugoslawien Europa und die Welt anders sind
und anders regiert werden sollten.

Aus diesen vielfältigen Zusammenhängen ergeben sich
Problemstellungen, Einsichten, Forschungsperspektiven
und praktische Konsequenzen, die sich in sieben Thesen
zusammenfassen lassen:

1. Globalisierung ist auch Komplexitätssteigerung

Man kann generell annehmen, daß die globalen Tenden-
zen zur Universalisierung und Homogenisierung der so-
zialen Verhältnisse und Prozesse führen. Die Entwick-
lung Osteuropas nach 1989 kann man als eine Anpassung
an solche Tendenzen interpretieren. Die nationalen tech-
nologischen Standards in der Region werden mit den glo-
balen Standards für Material- und Energieverbrauch der
Produktion wie der Sicherheit und Qualität der Industrie-
erzeugnisse abgestimmt. Die Neugestaltung des nationa-
len Finanzwesens der Länder in der Region folgt den in-
ternational akzeptierten Organisations- und Effizienz-
kriterien. Die verabschiedeten Verfassungen sind nach den
universellen Prinzipien der individuellen Menschenrechte
konzipiert. Die wertnormativen Systeme der Gesellschaf-
ten in der Region entwickeln sich zweifellos in Richtung
eines weltbürgerlichen Universalismus. Kurz gesagt, die
allgemeine Ausrichtung der osteuropäischen Transforma-
tion weist auf die Aufnahme von institutionellen Mustern
wie Denk- und Verhaltensweisen hin, die in der sich her-
ausbildenden Weltgesellschaft tonangebend sind.

Das ist allerdings nur die eine Seite der Medaille. Die
andere ist die schnell ablaufende Ausdifferenzierung von
Akteuren, Verhältnissen und Prozessen, in Osteuropa
ebenso wie weltweit. Die Veränderungen sind jedoch in
Osteuropa von weitreichender Bedeutung, da in der Re-
gion die Ausdifferenzierung von Wirtschaft, Politik und
Kultur im Rahmen jeder dieser Handlungssphären jahr-
zehntelang künstlich verlangsamt oder gestoppt wurde.
Bis in die späten achtziger Jahre hat man vergeblich ver-
sucht, die technologisch wie wirtschaftlich bedingte
Komplexitätssteigerung mit den � in Durkheims Begrif-
fen � Organisationsmitteln einer politisch oktroyierten
mechanischen Solidarität zu meistern.

Die Wende nach 1989 hat die rasche Ausdifferenzierung
von Handlungsphären, Lebensformen und Lebenschancen
in Osteuropa in Gang gebracht. Die moderne organische
Solidarität setzt sich durch. Der Transfer von univer-
salisierten Institutionen verläuft allerdings spezifisch in
jedem Land der Region. Allgemein ist nur die Erfahrung,
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